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Politik und Sicherheit 

Zypern: Ergebnisloses Gipfelgespräch in New 
York — Generalsekretär bietet Fortführung seiner 
>guten Dienste« an (10) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1984 S.97 fort.) 

»Der Händedruck des Jahrhunderts«, wie ihn 
Rauf Denktasch, der Führer der türkischen 
Zyprer, bei seiner ersten Begegnung seit Mai 
1979 mit Spyros Kyprianou nannte, dem Prä­
sidenten der gegenwärt ig griechisch-zy­
prisch regierten >Republik Zypern<, war kein 
Auftakt zur »historischen Gelegenheit« einer 
grundlegenden Verständigung über die Zy­
pernfrage. Die offiziellen >Gespräche auf ho­
her Ebene< am Tisch des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen vom 17. bis 20. Ja­
nuar 1985 in New York sind fehlgeschlagen. 

Die Vorarbeit 

Noch während der Sitzung des Sicherheits­
rats vom 14. Dezember 1984 hatte Denktasch 
gesagt, es gehe am 17. Januar nicht um ein 
Treffen zwischen dem Präsidenten von Zy­
pern und ihm, sondern zwischen den beiden 
Führern der beiden Volksgruppen. Er und 
seine Gemeinschaft erkennten keinen P r ä s i ­
d e n t e n von Zypern an. 
Generalsekretär Perez de Cuellar hatte sich 
bei Bekanntgabe des Termins am ^ . D e z e m ­
ber auf folgende Formel beschränkt: »Es ist 
genügend Fortschritt gemacht worden, um 
eine Begegnung auf hoher Ebene im kom­
menden Monat zu rechtfertigen.« 
In seinem Bericht (UN-Doc. S/16858 v.12. 
12.1984) an den Sicherheitsrat, der am 
14. Dezember mit 15 Ja-Stimmen die Verlän­
gerung des Mandats der Friedenssiche­
rungstruppe der Vereinten Nationen auf Zy­
pern (UNFICYP) bis zum 15.Juni 1985 be­
schloß (Resolution 559 (1984); Text: S.75 
dieser Ausgabe), hat der Generalsekretär 
das Defizit dieser Friedenstruppe auf nun­
mehr 123,1 Mill Dollar beziffert. Auch die Ent­
sendestaaten von UNFICYP haben in einem 
Memorandum (A/39/573 v.12.10.1984) die 
daraus erwachsenen Schwierigkeiten beklagt 
— so etwas wie ein Beleg für den Wunsch 
der internationalen Gemeinschaft, endlich 
das Zypernproblem geregelt zu sehen. 
Perez de Cuellar beschrieb die ihm vom Si­
cherheitsrat übertragene >Mission der guten 
Dienste<: Beide Seiten hatten Vertreter zu 
getrennten Gesprächen mit ihm am 6. und 
7. August 1984 in Wien entsandt. Auf seine 
Einladung folgten vom 10. bis 20. September 
1984 getrennte indirekte Gespräche der Füh­
rer beider Gemeinschaften in New York. 
»Der Zweck dieser Gespräche war, mit bei­
den Seiten eine Reihe substantieller Ele­
mente anzusprechen im Blick darauf, die Ar­
beitspunkte, die ich in Wien vorgeschlagen 
hatte, zu einem vorläufigen Abkommens-Ent ­
wurf zu verarbeiten als Vorlage für ein ge­

meinsames Treffen auf hoher Ebene. Ein sol­
ches Abkommen, als ein integriertes Ganzes 
genommen, würde einen wicht igen Schritt 
vorwärts zu einer umfassenden Lösung des 
Zypernproblems darstellen.« 
Eine zweite Gesprächsrunde fand vom 15. 
bis 29. Oktober ebenfalls in New York statt, 
die dritte und letzte zwischen dem 26. No­
vember und dem 12. Dezember mit einer 
Denkpause von zehn Tagen, die Perez vor­
schlug, nachdem die türkisch-zyprische Sei­
te, so der Generalsekretär, ihre »positive Re­
aktion auf alle Elemente meiner Vorlage mit­
geteilt« hatte. Nach Rückkehr der grie­
chisch-zyprischen Delegation und deren 
Stellungnahme sei die Kluft noch nicht völlig 
überbrückt gewesen, doch nach weiteren Er­
läuterungen kam der Generalsekretär zu dem 
Schluß, »daß die Dokumentat ion für einen 
Abkommens-Entwurf jetzt dem Treffen auf 
hoher Ebene vorgelegt werden könnte. Ich 
erwarte, daß die Gesprächspartner . . . ein 
Abkommen beschließen werden, das die not­
wendigen Elemente für eine umfassende Lö­
sung des Problems enthalten wird mit dem 
Ziel der Gründung einer Bundesrepublik Zy­
pern.« 
Dieser Bericht von Mitte Dezember wurde in 
der Öffentlichkeit so verstanden, daß nach 
mehr als 50 Sitzungen während fünf Monaten 
eine grundsätzliche Lösung zum Greifen 
nahe sei. Gesteigert wurden die Erwartungen 
durch Äußerungen des griechischen Mini­
sterpräsidenten Papandreou Anfang Januar, 
er sei wegen »erheblicher Zugeständnisse« 
Denktaschs »sehr opt imist isch«. 
Als türkisch-zyprische Zugeständnisse wur­
den unter anderem genannt, die künftige 
Bundesrepublik Zypern werde einen grie­
chisch-zyprischen Präsidenten und einen 
türkisch-zyprischen Vizepräsidenten haben, 
in den beiden Kammern seien die Sitze der 
Volksgruppen im Verhältnis 70 zu 30 (Ver­
sammlung) und 50 zu 50 (Senat) zu verteilen 
und die türkischen Zyprer (bisher sind 36,5 
Prozent der Inselfläche von der Türkei militä­
risch besetzt) begnügten sich mit 29 Prozent 
des Territoriums. Ferner hieß es, Denktasch 
habe »im Prinzip« zugesagt, die griechi­
schen Zyprer sollten sich auf der ganzen In­
sel frei bewegen, sich überall ansiedeln und 
in beiden Bereichen des bizonalen Staates 
Eigentum besitzen können (wie auch die tür­
kischen Zyprer). Offen seien ein Termin für 
den Abzug der türkischen Besatzungstrup­
pen, die Zahl griechisch-zyprischer Flüchtlin­
ge, die in ihre Heimat zurückkehren dürften, 
sowie Veto-Regelungen zur Vermeidung von 
Majorisierungen. 
Die amerikanische Diplomatie wurde aktiv: 
Reagan schrieb Briefe an den türkischen 
Präsidenten Evren und den griechisch-zypri­
schen Präsidenten Kyprianou. Zweimal ha­
ben im Dezember der türkische Präsident 
Evren, sein Regierungschef Özal und Gene­
ralstabschef Necdet Urug den >Präsidenten< 
Denktasch, dessen ohne Rücksprache mit 
Ankara im November 1983 proklamierter 

Staat auf das türkische Mutterland angewie­
sen ist, zum Einlenken gedrängt. 
Im Hintergrund steht der amerikanisch-türki­
sche Wunsch, nach einer Zypernregelung mit 
Duldung der g r iech ischen Lobby< in Wa­
shington die Militär- und Wirtschaftshilfe der 
USA an die Türkei wesentl ich zu erhöhen. 
Nach Informationen der brit ischen Tageszei­
tung >Guardian< haben die Vereinigten Staa­
ten über 500 Mill Dollar für den Wiederaufbau 
des Touristengebiets um Famagusta und für 
die Finanzierung eines behutsamen Bevölke-
rungsaustauschs in Aussicht gestellt, wobei 
die Zukunft der ursprünglich für die amerika­
nische >Schnelle Eingreiftruppe< gedachten 
Militärbasis Lefkoniko im Norden der Insel 
ungeklärt sei. Mit amerikanischen Sondierun­
gen verbindet jedenfalls die kommunist isch 
orientierte zyprische Fortschrittspartei des 
werktät igen Volkes (AKEL) auch die Aufkün­
digung ihres Bündnisses mit der Demokrat i­
schen Partei (DIKO) durch deren Chef Kypri­
anou am 22. Dezember 1984 — dafür seien 
die »amerikanischen und NATO-Imperiali-
sten« verantwortl ich. Die AKEL ist in der Zy­
pernfrage kompromißbereiter als Kyprianou. 

Das Treffen 

Zur Eröffnung am 17. Januar sagte Perez de 
Cuellar: »Jetzt besteht eine einzigartige 
Chance. Wenn dieser Augenbl ick verloren 
geht — sicher werden Sie mir zust immen — , 
könnte er nicht so leicht wiederkehren.« 
Von der >Dokumentation< des Generalsekre­
tärs zum Abschluß einer Vereinbarung fort­
zuschreiten, erwies sich als unmögl ich. Pe­
rez hatte am 12. Dezember gesagt, für ihn 
genügte eine Stunde, doch stehe er für zwei, 
drei Tage zur Verfügung. Im Januar aber 
stellte sich heraus, daß Kyprianou und Denk­
tasch einander wenig zu sagen hatten und 
ein Großteil der Zeit auf Gespräche zwischen 
Perez de Cuellar und Kyprianou verwendet 
wurde. Denktasch beharrte darauf, der UN-
Generalsekretär habe die Parteien aufgefor­
dert, zu den dritten indirekten Gesprächen 
am 26. November nicht mit Verhandlungspo­
sit ionen, sondern mit ihren endgült igen Posi­
t ionen zu erscheinen — der Verhandlungs­
prozeß sei am 12. Dezember beendet wor­
den. Der endgültige Text sei ohne Neuver­
handlung oder Vorbehalte jetzt zu beschlie­
ßen als in tegr ier tes Ganzes< — das habe 
der Generalsekretär ausdrücklich bestätigt, 
und daraufhin habe die türkisch-zyprische 
Seite akzeptiert. Der >Abkommens-Entwurf< 
sei für Neuverhandlungen nicht mehr offen. 
Während Denktasch mit Konzessionsbereit­
schaft die unwillig ihres Wochenendes be­
raubten Journalisten beeindruckte, ließ 
Kyprianou durch seinen Pressesprecher An­
dreas Christofides erklären, das Ganze sei 
eine Übung der Vergeblichkeit, denn Denk­
tasch verlange, ein »Geisterpapier« und ein 
»Geisterabkommen« zu unterschreiben, das 
real nicht existiere. Die griechisch-zyprische 
Seite berief sich auf Zusagen des Generalse­
kretärs, sie sei frei, auf der Grundlage des 
Ergebnisses der indirekten Gespräche zu 
verhandeln. Als die Konferenz längst in der 
Krise war, am 19. Januar, leistete sich Kypri­
anou einen psychologisch interessanten Ver­
sprecher als Antwort auf drängende Journali­
stenfragen: »Ich möchte nicht hoffnungsvoll 
sein« — warum eigentlich nicht? Am Ende 
standen Rechtfert igungs- und Schuldzuwei-
sungs-Pressekonferenzen beider Seiten. 
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Kyprianou erklärte: »Es war unmöglich, zu 
verhandeln. Die andere Seite wollte nicht ver­
handeln.« Die ursprünglich geplanten »drei 
Tage sind zu wenig Zeit zum Verhandeln, 
aber zu viel für eine Unterzeichnungs-Zere­
monie«. Bei solch unsicheren Darlegungen 
blieb schließlich ein Schatten an Perez de 
Cuellar hängen: Hatte er sich nicht klar ge­
nug ausgedrückt? Er suchte die verfahrene 
Lage mit dem Appell zu retten, man sei ein­
ander noch nie so nahe gewesen, man 
müsse weitermachen, beide seien zur Fort­
setzung ihrer direkten Kontakte bereit, und 
er wolle sich bemühen, möglichst bis Ende 
Februar 1985 ein weiteres Treffen zu arran­
gieren. Dies freilich kam nicht zustande. Pe­
rez traf am 11. März Kyprianou in Genf, am 
28. März den türkischen Ministerpräsidenten 
Turgut Özal in New York und am 2. April den 
griechisch-zyprischen Außenminister George 
lacovou in Oman; er bietet weiter seine >gu-
ten Dienste< an. 

Die Perspektive 

Noch im Januar betonte Perez vor Journali­
sten in Edinburgh, er sei kein Vermittler, son­
dern könne nur >gute Dienste< leisten. Des­
halb könne er den Parteien keine Formel auf­
drücken: »Die beiden Seiten kannten die Po­
sition der anderen Seiten sehr gut, bevor sie 
meine Einladung annahmen, in New York zu­
sammenzukommen.« Positiv sei, daß sie sich 
zum ersten Mal seit 1979 begegnet und 
beide bereit seien, sich erneut zu treffen. 
Doch Denktasch hat in seiner Pressekonfe­
renz gesagt: »Wir wollen Gespräche, aber 
wir wollen nicht nach New York kommen, um 
die ganze Zeit zu reden — wir sind in Zypern 
nur eine halbe Meile voneinander entfernt.« 
Die angebotenen Zugeständnisse »existie­
ren heute natürlich nicht mehr«, es sei denn, 
sie würden in einer neuen polit ischen Bewer­
tung »durch mein Volk und durch mein Parla­
ment« wiederbelebt. 
Zu den größten Hemmnissen für Kyprianou 
gehörte es, daß die Fragen des Abzugs der 
türkischen Armee, aber auch künftiger Ga­
rantien für die zu gründende Bundesrepublik 
Zypern noch offen waren. Vorschläge, 
zwecks Vermeidung fortgesetzter Eingriffs­
rechte der Türkei die Vereinten Nationen 
oder gar die Blockfreienbewegung zu Garan­
ten zu machen, erschienen wenig fundiert. 
Die griechischen und die zyprischen Diplo­
maten, letztere mit den Blockfreien bestens 
vertraut, versuchen seither, in aller Welt den 
Eindruck auszubügeln, es habe Kyprianou in 
New York »an Mut gemangelt«. 
Mittlerweile ist Kyprianou unter starken in­
nenpolit ischen Druck geraten: die konserva­
tive Demokratische Front unter Glafkos Kleri-
des und die AKEL haben das Verhalten 
Kyprianous in New York mit 23 gegen 12 
Stimmen parlamentarisch gerügt und eine 
Neuwahl zum Präsidentenamt verlangt. Die 
Verwirkl ichung von Kyprianous Wunsch, vom 
amerikanischen Präsidenten Reagan empfan­
gen zu werden, um ihm vorzutragen, was in 
New York >wirklich< geschah, rückt dadurch 
nicht näher. 
Wurde eine letzte Chance verpaßt? Der 
>Guardian< zitierte einen westl ichen Diploma­
ten so : »Das Problem Zyperns ist, daß die 
türkischen Zyprer nicht vergessen können, 
was zwischen 1960 und 1974 geschah, und 
die griechischen Zyprer können sich daran 
nicht mehr erinnern.« Ansgar Skriver • 

Umweltkriegsübereinkommen: Erste Überprü­
fungskonferenz — Universale Geltung erstrebt 
(11) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1977 S.96f. fort.) 

Das Übereinkommen über das Verbot der 
militärischen oder einer sonst/gen feindseli­
gen Nutzung umweltverändernder Techniken 
ist völkerrechtl ich seit dem 5. Oktober 1978 
in Kraft. Nach diesem auch als Umweltkriegs­
übereinkommen bekannten Vertrag sind Um­
weltveränderungen von weiträumiger, anhal­
tender oder schwerwiegender Wirkung zu 
militärischen Zwecken verboten. Untersagt 
sind beispielsweise die Veränderung der 
Struktur der Erde und ihrer Pflanzen- und 
Tierwelt, ihres Gesteinsmantels und der At­
mosphäre. 
In Genf fand vom 10. bis 20.September 1984 
die erste Überprüfungskonferenz statt. Den 
Vorsitz hatte der finnische Diplomat Keijo 
Korhonen, der in seiner Schlußbemerkung 
diese Konferenz als positives Beispiel dafür 
wertete, daß es immer noch möglich sei, »im 
Bereich der Rüstungsbegrenzung zu konkre­
ten Resultaten zu kommen«. Das >konkrete 
Ergebnis< war eine Schlußerklärung, beste­
hend aus neun Art ikeln. Im Konsens wird hier 
festgestel l t , daß zwar Inhalt und Wirksamkeit 
des Übereinkommens positiv beurteilt wird, 
daß man aber besorgt darüber sei, daß erst 
45 Staaten die Vereinbarung ratifiziert und 
lediglich 19 weitere Staaten unterzeichnet 
hätten. Hier liegt offenbar der Schwachpunkt 
des Umweltkr iegsübereinkommens, nämlich 
in dem Defizit an universaler Geltung. 
Nach der Annahme der Schlußerklärung in 
Genf meldeten sich die Vertreter Schwe­
dens, Neuseelands, Australiens, der Sowjet­
union, der Vereinigten Staaten und der Nie­
derlande zu Wort. 
Der schwedische Vertreter zeigte sich ent­
täuscht vom Ergebnis der ersten Überprü­
fungskonferenz. Sein wicht igster Krit ikpunkt 
bezog sich auf das Verfahren im Falle von 
behaupteten Vertragsverletzungen. Er setzte 
sich für effektivere Nachprüfungsmöglichkei­
ten durch die Vertragsstaaten ein, wobei der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ledig­
lich als letzte Möglichkeit in Anspruch ge­
nommen werden sollte. Der sowjetische Ver­
treter führte aus, daß »gewisse Vorschläge« 
zum Artikel V des Abkommens (Verifikation 
und Beschwerdeverfahren) zu Recht abge­
lehnt wurden, weil eine Änderung bzw. Er­
gänzung in diesem Punkt nicht notwendig 
sei. Der niederländische Vertreter wies dar­
auf hin, daß die Bemühungen um eine Stär­
kung der Konvention weitergehen sollten. 
Dazu kündigte er an, daß sein Land zusam­
men mit anderen Vertragsstaaten gut vorbe­
reitet in die nächste Überprüfungskonferenz 
gehen wolle. Wilhelm Bruns • 

Wirtschaft und Entwicklung 

39. Generalversammlung: Schweigen zum Thema 
Neugliederung — Umfassender Bericht des Ge­
neralsekretärs zur Kenntnis genommen (12) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 21 
1983 S.62f. fort.) 

Das Vorhaben einer Neugliederung des Wirt-

schafts- und Sozialbereichs der Vereinten 
Nationen hat während der 39. Generalver­
sammlung weder zu Debatten noch zu Kon­
sultationen und auch nicht zu einer Resolu­
tion geführt. Die Vertagung von 1982 auf 
1984 hat mithin nicht die gewünschte Intensi­
vierung der Diskussion gebracht. Man mag 
daraus den Schluß ziehen, daß weniger Inter­
esse an dem Thema besteht, die Ziele sich 
verschoben haben oder die Absicht besteht, 
die Dinge weiter reifen zu lassen. Fest steht, 
daß die kontroversen Ansichten in den 
Hauptpunkten — Reform des Wirtschafts­
und Sozialrats (ECOSOC) und Dezentralisie­
rung (hin zu den Regionalkommissionen) — 
kaum Bewegung erkennen lassen. 
Einen hervorragenden Überblick über das 
weite Gebiet der Neugliederungsvorschläge 
und den Grad ihrer Verwirkl ichung gibt ein 
entsprechender Bericht des Generalsekre­
tärs (UN-Doc.A/39/476 v.2.11.1984), der von 
der 39. Generalversammlung in ihrem Be­
schluß 39/437 kommentarlos zur Kenntnis 
genommen wurde. 
Einleitend wird in dem Bericht festgestellt , 
daß die Vorschläge zur Neugliederung in vie­
ler Hinsicht voneinander abhängen und da­
durch ihre Verwirkl ichung erschwert wird, 
insbesondere wenn ein Teil sich verzögert. 
Vor allem aber wird beklagt, daß der Konsens 
über die Ziele der internationalen wirtschaft l i­
chen Zusammenarbeit, wie er zur Zeit der 
Verabschiedung der Neugl iederungsresolu­
t ion 32/197 bestand, sich abgeschwächt hat 
und damit ihre Umsetzung erschwert wird. 
Der Generalsekretär betont hierzu, daß der 
Geist und die Absicht der Neugliederungsre­
solution fortbestehen, nämlich das System 
der Vereinten Nationen den Bedürfnissen 
seiner Mitglieder besser gerecht werden zu 
lassen. Insbesondere sollten die zentralen 
zwischenstaatl ichen Gremien den Anforde­
rungen besser entsprechen, die sich aus den 
Beziehungen zwischen den Staaten, ihren 
gegenseit igen Abhängigkeiten wie auch aus 
der Interdependenz der Sachfragen erge­
ben. 
Die Fragen nach dem Fortschritt im Bereich 
der Neugliederung bezeichnet der Bericht 
als »nicht leicht zu beantworten«. Im allge­
meinen sei ein Fortschritt erzielt, indem 
Schlüsselfragen weltweit stärker ins Bewußt­
sein gerückt worden seien — etwa die krit i­
sche Lage Afrikas, das Neue substantielle 
Akt ionsprogramm für die am wenigsten ent­
wickelten Länder oder die Bevölkerungsfra­
ge. Demgegenüber seien die Ergebnisse auf 
anderen Gebieten mager — zum Beispiel 
hinsichtlich der Themen Rohstoffe, Energie, 
Handel, Industrialisierung, Währung und Fi­
nanzen oder Wissenschaft und Technologie. 
Der Bericht zählt auf, welche Akt ionen als 
besonders notwendig anzusehen sind: Fort­
führung der ECOSOC-Reform, Stärkung der 
anderen zwischenstaatl ichen Verhandlungs­
gremien einschließlich der Handels- und Ent­
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
(UNCTAD), Verbesserung der Sekretariats­
dienste, Stärkung der regionalen Strukturen 
und Koordinierung zwischen den Sonderor­
ganisationen sowie größere Flexibilität bei 
den entwicklungspoli t ischen Zielen. 
Der Bericht des Generalsekretärs gliedert 
sich in dieselben acht Abschni t te wie 
die Neugliederungsresolution 32/197 vom 
20. Dezember 1977: 
— Generalversammlung; 
— Wirtschafts- und Sozialrat; 
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